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Legende

Planungsrechtliche Festsetzungen
Fiillschema der Nutzungsschablone

WA Art der baulichen Nutzung
Eh:200m2
0,4 Dhh:100m? Grundflichenzahl (GRZ) Grundflidche (GR)
OKmax: | THmax: maximale Oberkante baulicher maximale Traufhohe in Meter
13m om Anlagen in Meter
(o) Bauweise

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNV0)

Allgemeines Wohngebiet
(§ 4 BauNvO)

MafB der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Grundflachenzahl (GR2)

0,4

Grundflachenzahl

Grundflache (GR)

200m?2 Maximale Grundfldche bei Einzelhaus (Eh)
100m?2 Maximale Grundflache bei Doppelhaushilften (Dhh)
65m?2 Maximale Grundflache bei Hausgruppen (Hg)

Hohe baulicher Anlagen in Meter liber einem Bezugspunkt
(§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

OKmax

TH max

Maximale Oberkante baulicher und

sonstiger Anlagen in Meter iiber Bezugspunkt

Bauweise, Baulinie, Baugrenze
(§ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO0)

o

Baugrenze

offene Bauweise

Baugrundstiicke, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der
Veranderungssperre die Mindestgrofie unterschritten hatten

Maximale zuldssige Traufhdhe in Meter iber Bezugspunkt

Wasserflachen und Flachen fiir die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz

und die Regelung des Wasserabflusses
(§ 5 Abs.2 Nr.7 und Abs.4, § 9 Abs.1 Nr.16 und Abs.4, § 40 Abs.1 Nr.13 BauGB)

]

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

N
0

I_II_II_II_ILL

—Lll_ll_ll_ll_l

E mit Gehrecht zu belastende Flachen

Grdaben (Umgrenzung von Flachen fiir die Wasserwirtschaft, den
Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses)

Anpflanzen von Baumen, Strduchern und sonstigen Bepflanzungen sowie
Bindungen fiir Bepflanzungen und fiir die Erhaltung von Bdumen,
Strduchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewdssern

(§ 9 Abs.

(€1

1 Nr. 25 BauGB)

Strauchern und sonstigen Bepflanzungen

Sonstige Planzeichen

3

Bebauungsplanes (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Sonstige Darstellung

f— A

Bemafiung

Katastergrundlage 1 : 500

Nachrichtliche Ubernahme

die dem Denkmalschutz unterliegen

Grenze des rdumlichen Geltungsbereiches des

Umgrenzung von Fldachen fiir die Erhaltung von Baumen,

Umgrenzung von Einzelanlagen (unbewegliche Kulturdenkmale),

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN, NACHRICHTLICHE UBERNAHMEN UND HINWEISE ZUM
BEBAUUNGSPLAN
"Oberer Dorfgraben (L 72)"

1.2

1.2.1

1.2.2

1.3

1.31

Planungsrechtliche Festsetzungen

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Das im Bebauungsplan festgesetzte ,Allgemeine Wohngebiet (WA)“ dient
vorwiegend dem Wohnen.

Zulassig sind:

e Wohngebaude,

e Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht stérende Handwerksbetriebe,

¢ Anlagen flr kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche
Zwecke.

Ausnahmsweise zuldssig sind:

e Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

e sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe,

¢ Anlagen fiir Verwaltungen.

Laden, Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind nicht Bestandteil des
Bebauungsplanes und somit unzulédssig (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO).

Map der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Grundfliche

Die Gebdudegrundflache darf einschliefilich aller Nebenanlagen, die Gebaude
im Sinne des § 2 Abs. 2 LBauO darstellen, 200 m2 bei Einzelhdusern sowie je
100 m2 bei Doppelhaushalften nicht (bersteigen. Bei Hausgruppen sind
maximal 3 Einzelgebdude zuldssig. Innerhalb der Hausgruppen darf
einschlief3lich aller Nebenanlagen die Gebdudegrundflache 65 m2 pro Gebaude
nicht iiberschritten werden.

Die jeweils maximal zuldssige Grundflachenzahl und Grundflache sind durch
entsprechende Planeintrdge differenziert festgesetzt. Fiir die maximale
Ausnutzung des einzelnen Grundstiickes ist der jeweils kleinere Wert
mafBgebend.

Auf die zuldssige Grundflache im Sinne des § 19 Abs. 4 BauNVO werden
Flachen fiir Zuwege und Zufahrten lediglich bis zu einer Tiefe von 25,0 m,
gemessen ab der 6ffentlichen Verkehrsflache, angerechnet.

Hohe der baulichen Anlagen

Die Hohe baulicher und sonstiger Anlagen darf 9,0 m bis zur Traufe bzw. Attika
sowie 13,0 m bis zur Oberkante nicht {ibersteigen. Bezugspunkt ist der am
niedrigsten gelegene Schnittpunkt der AuRenwéande mit dem neu geschaffenen
Geldnde.

Bauweise, iiberbaubare Grundstiicksfléiche
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 Abs. 2 BauNVO0)

Uberbaubare Grundstiicksfliiche
Ein Vortreten von Gebdudeteilen iiber die Baugrenze auch in geringfiigigem

Ausmaf ist im Bereich der Erhaltungsflache "E1" i. S. d. § 23 Abs. 3 S. 2
BauNVO unzuléssig.

1.4

1.4.1

1.4.2

1.5
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1.5.2

1.5.3

1.6

1.7

1.7.1

1.7.2

1.8

1.8.1

1.8.2

1.8.3

1.8.4

1.8.5

1.9

1.10

2.1

2.2

2.3

2.4

Mindestmape fiir die Gréf3e der Baugrundstiicke
(§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB)

Mindestgrundstiicksgrofie
Baugrundstiicke diirfen eine GréfRe von 400 m2 nicht unterschreiten.
Ausnahme von den festgesetzten Mindestgrundstiicksgrofien

Die im Plan gekennzeichneten Baugrundstiicke, die diese
Mindestgrundstiicksgrofle  zum  Zeitpunkt des Inkrafttretens  der
Verdnderungssperre (Stichtag 29. November 2017) unterschritten hatten,
diirffen nicht weiter geteilt oder verkleinert werden. Auf den letztgenannten
Baugrundstiicken sind Neubauten, Erweiterungen, Anderungen,
Nutzungsanderungen und Erneuerungen von baulichen und sonstigen Anlagen
im Rahmen der {ibrigen Festsetzungen zulassig.

Fldchen fiir Nebenanlagen, Stellplitze und Garagen sowie Einfahrten
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Nebenanlagen

Nebenanlagen, die Gebaude im Sinne des § 2 Abs. 2 LBauO darstellen,
Garagen, bauliche Anlagen unterhalb der Geldandeoberflache und Carports sind
nurinnerhalb der festgesetzten, iberbaubaren Grundstiicksflachen zuldssig.

Im Bereich zwischen der westlichen Grenze des Geltungsbereichs und der
westlichen Baugrenze sind Nebenanlagen jeglicher Art ausgeschlossen.

Ein- und Ausfahrt

Fiir jedes Grundstiick ist nur eine Grundstiickszufahrt mit einer Breite von
maximal 4,0 m zuldssig.

Stellplitze

Die Flache zwischen der Strafle ,Oberer Dorfgraben® und der &stlichen
Baugrenze darf zu maximal 25% fiir Stellpldtze und Zufahrten, mindestens
jedoch flir einen Stellplatz bzw. eine Zufahrt verwendet werden. Die an die
Straf’e "Oberer Dorfgraben" angrenzenden Stellplatze miissen senkrecht zu
dieser angeordnet sein.

Hochstzuldssige Zahl der Wohnungen in Wohngebduden
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

Je Doppelhaushdlfte und pro Gebdude einer Hausgruppe sind maximal 2
Wohneinheiten (WE) zuldssig. In den (brigen Gebduden sind maximal 3 WE
zuldssig.

Aufschiittungen und Abgrabungen
(§ 9Abs. 1 Nr. 17 BauGB)

Aufschiittungen und Abgrabungen

Aufschiittungen oder Abgrabungen sind bis zu einer Héhe bzw. einer Tiefe von
1,5 m gegeniiber dem gewachsenen Geldande zuldssig.

Erhaltungsfidche "E1"

Innerhalb der Erhaltungsflache "E1" sind Aufschiittungen und Abgrabungen
generell unzuldssig.

MapBnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 a BauGB)

Versiegelung

Der Anteil befestigter Flachen ist auf das erforderliche Mindestma zu
beschrdanken. Stellplatze sind soweit nicht andere Vorschriften
entgegenstehen - ausschlieBBlich in versickerungsfahigen Oberflachenbeldgen
wie z.B. Splittfugen- oder offenporigem Wabenfugenpflaster auszufiihren. Die
Anlage von losen Steinschiittungen, Schotter- und Kiesgarten auch in
Verbindung mit Folien ist unzulassig.

Baumpflanzungen und sonstige Bepflanzungen

Die nicht tiberbaubaren Grundstiicksflachen von bebauten Grundstiicken sind,
soweit diese nicht fiir Zuwege, Zufahrten und Stellplatze benétigt werden, zu
mindestens 60% gartnerisch anzulegen, zu unterhalten und instand zu halten.
Dabei sind auf mindestens 20% der zu begriinenden Flachen heimische,
standortgerechte Gehdlze anzupflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang
gleichwertig zu ersetzen. Zusatzlich ist je angefangene 100 m2 der zu
begriinenden Flachen mindestens ein Baum mit einem Stammumfang von
mindestens 18/20, gemessen in 1,0 m Hohe, anzupflanzen, dauerhaft zu
erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Vorhandene Baume, die den
genannten Kriterien entsprechen, kdnnen angerechnet werden.

Erhaltungsfliche "E1"

Auf der Erhaltungsflache "E1" sind vollflachig heimische, standortgerechte
Geholze anzupflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu
ersetzen. Die genannten Flachen diirfen auf die nach Ziffer 1.8.2 zu
begriinenden Flachen angerechnet werden.

Die Flache "E1" ist in einem naturnahen Charakter dauerhaft zu erhalten.
Aufbauten, Terrassen und Ablagerungen jeglicher Art sowie Zufahrten und
Zuwegungen sind unzuldssig.

Fassadenbegriinung

Tur- und / oder fensterlose Wand- und / oder Fassadenflichen sind mit
Geholzen bzw. mit Rank- und Kletterpflanzen zu begriinen. Zusammenhangende
Teilflichen von Wand- oder Fassadenflichen mit Tur- und / oder
Fensterdffnungen sind mit Gehdlzen bzw. mit Rank- oder Kletterpflanzen zu
begriinen, sofern sie eine Gréfle von mindestens 20 m?2 aufweisen. Die
Pflanzungen sind gemaf} der guten fachlichen Praxis auszufiihren, dauerhaft zu
unterhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen,

Dachbegriinung

Bei allen Um- und Neubauten sind Flachdadcher und flachgeneigte Dacher bis
15° Dachneigung, die nicht als Dachterrassen genutzt werden, zu begriinen. Die
Begriinung ist dauerhaft zu unterhalten und bei Abgang gleichwertig zu
ersetzen. Zu verwenden ist eine Extensivbegriinung bestehend aus naturnaher
Vegetation mit Grasern und Krautern bei einer Substratstdrke von mindestens
10 cm. Die Bewdsserung soll ausschlieB3lich {iber Niederschlagswasser erfolgen.

Gehrechte
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Zu beiden Seiten der Wasserflichen ergeht auf einem jeweils 1,0 m breiten
Streifen ein Gehrecht zugunsten des Wirtschaftsbetriebs Mainz.

Vorkehrungen zum Schutz, zur Vermeidung oder zur Minderung von
schddlichen Umwelteinwirkungen
(§ 9 Abs. 1 Nr.24 BauGB)

Im gesamten Geltungsbereich sind die zum Schlafen genutzten Raume mit
motorisch betriebenen schallgeddammten Beliiftungseinrichtungen
auszustatten. Durch Schalldammliifter ist eine ausreichende Nennliiftung bei
zum Schlafen geschlossenen Fenstern nach DIN 1946-6 sicher zu stellen.

Bauordnungsrechtliche und gestalterische Festsetzungen
(§ 88 LBauO, § 9 Abs. 4 BauGB)

Staffelgeschosse

Werden Staffelgeschosse errichtet, miissen diese gegeniiber den talseitigen
Auienwdnden um mindestens ein Drittel der Gebdudetiefe zurlickgesetzt
werden.

Einfriedungen und Stiitzwéinde

Einfriedungen zur offentlichen Verkehrsflache sowie Stiitzwande inklusive einer
aufgesetzten Einfriedung sind bis max. 1,5 m Hohe, gemessen ab Hinterkante
der Verkehrsflache, zuldssig. Einfriedungen zur freien Landschaft sind
ausschlieBBlich als Wildschutzzaun aus Knotengeflecht mit Holzpfdhlen ohne
Fundament zulassig.

Miilltonnenstandplitze

Die Anlagen zum Sammeln von Miill sind in Schréanken oder geschlossenen
Raumen unterzubringen bzw. als Gruppenanlagen im Freien durch Ummauerung
der Sicht und der Sonneneinstrahlung zu entziehen und intensiv mit
hochwachsenden Gehdlzen bspw. einer entsprechend hohen Schnitthecke oder
durch rankende Pflanzen einzugriinen.

Vor- und Hausgdrten
Vorgarten diirfen nicht als Arbeits- oder Lagerflachen benutzt werden. Bei der

Neuanlage, Um- und Neugestaltung von Vorgarten sind diese gdrtnerisch
anzulegen, zu begriinen und dauerhaft zu unterhalten.

Nachrichtliche Ubernahmen
Einzeldenkmal

Bei dem ehemaligen Wasserbehélter, bez. 1904, Jugendstil-Typenbau mit
Sandsteinquaderfassade (Gemarkung Laubenheim, Flur 4, Flurstiick 222/4),
handelt es sich um ein geschiitztes Einzeldenkmal (festgestellt durch
Verwaltungsakt vom 23. August 2017).

Geschiitzter Landschaftsbestandteil

An Teile der westlichen Grenze des Geltungsbereichs schlief3t unmittelbar der
geschiitzte Landschaftsbestandteil (GLB) ,Naturhafter Griinbestand am Hang
von Mainz - Laubenheim - West* an (ausgewiesen durch Rechtsverordnung vom
19. Juni 1982). Nutzungen im Geltungsbereich miissen auf den geschiitzten
Landschaftsbestandteil Riicksicht nehmen. Die Bestimmungen zum Schutz des
geschiitzten Landschaftsbestandteils sind einzuhalten.

Hinweise

Uberplanung von rechtskriftigen Bebauungsplianen

Dieser Bebauungsplan liberlagert mit seinem Geltungsbereich einen Teil des
rechtskraftigen Bebauungsplans ,,Laubenheim-West Erweiterung (L 34)“.

Hangstabilitat

Aufgrund der Hanglage wird empfohlen, bei jedem einzelnen Bauvorhaben eine
Baugrunduntersuchung durchzufiihren.

Verwertung und Versickerung von Niederschlagswasser

Zum Zwecke der Verwertung (Nutzung) von Niederschlagswasser als Brauch-
und / oder Beregnungswasser konnen Zisternen errichtet werden. Diese sind
gemaf® § 62 Abs. 1 Nr. 5 Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) bis zu
50 m3 Behalterinhalt und bis zu 3 m Hohe genehmigungsfrei.

Von einer gezielten Versickerung von Niederschlagswasser iiber Mulden oder
Rigolen wird aufgrund der Lage und der damit verbundenen Gefahr von
Vernassungen und Erdbewegungen am Hang abgeraten.

Das gezielte Einleiten von Niederschlagswasser in ein benachbartes
oberirdisches Gewasser ist gemafl § 8 WHG erlaubnispflichtig.

Altlasten

Generell wird hiermit auf die Anzeigepflicht gem. § 5 Abs. 1

Landesbodenschutzgesetz vom 25.07.2005 hingewiesen. Demnach sind der
Grundstiickseigentiimer und der Inhaber der tatsdchlichen Gewalt {iber das
Grundstiick (Mieter, Pachter) verpflichtet, ihnen bekannte Anhaltspunkte fiir
das Vorliegen einer schadlichen Bodenverdnderung oder Altlast unverziiglich
der zustandigen Behorde (Regionalstelle der SGD Siid) mitzuteilen.

Hangentwdsserungsgraben

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans befinden sich
Hangentwasserungsgraben (Gewdsser lll. Ordnung). Sie nehmen das anfallende
Niederschlagswasser der angrenzenden Hangflachen auf und leiten es Uber
Gerdllfange in den weiterfiihrenden Regenwasserkanal. Die Parzellen gehoren
der Stadt Mainz, die auch fiir den Unterhalt zustandig ist.

Die Stadt Mainz und die von ihr Beauftragen sind befugt, das Gewasser lll.
Ordnung zu beaufsichtigen, Instandhaltungs-, Instandsetzungs- und
Erneuerungsarbeiten auszufiihren und zu diesem Zweck jederzeit zu betreten.

Bodenfunde

Sollte es zu Funden und Befunden nach § 16 Denkmalschutzgesetzes (DSchG)
in diesem Bereich kommen, sind diese gemaf} § 17 Abs. 1 DSchG unverziiglich
der Denkmalfachbehdrde, die Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion
Landesarchéologie, GroRe Langgasse 29, 55116 Mainz (Telefon: 06131/ 20 16 -
300, Fax: 06131/ 20 16 - 333, E-Mail: archaeologie-mainz@t-online.de)
mindlich oder schriftlich mitzuteilen. Die Anzeige kann auch bei der unteren

Denkmalschutzbehérde der Stadt Mainz, dem Bauamt, Abteilung
Denkmalpflege, erfolgen.
Erdarbeiten sind bis spdtestens zehn Werktage vor Beginn der

Denkmalfachbehorde schriftlich mitzuteilen.
Besonderer Artenschutz

Die Artenschutzbestimmungen der §§ 19 und 44 Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) sind zu beachten. Zur Vermeidung der Tétung, Beschadigung oder
Gefdahrdung besonders geschiitzter und bestimmter Tierarten i.S.d. § 7
BNatSchG diirfen Rodungen und Fallungen von Gehdlzbestand nur auBerhalb
der Vegetationszeit, d.h. nur in der Zeit vom 1.10. bis zum 28./ 29.02.
vorgenommen werden.

Vor Beginn solcher Arbeiten sowie im Vorfeld aller Abriss-, Sanierungs- oder
Baumafinahmen sind vorhandene Baume, Gehdlzstrukturen, Gebdude und das
Baufeld auf das Vorkommen besonders und streng geschiitzter Tierarten zu
untersuchen. Das Ergebnis ist der unteren Naturschutzbehdrde mitzuteilen. Die
Bestimmungen des § 24 (3) Landesnaturschutzgesetzes (LNatSchG) sind zu
beachten.

In Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes kénnen insbesondere briitende
Végel und Fledermiuse betroffen sein. Sollten wahrend der Uberpriifung der
Gebaude weitere vorhandene sowie neu entstandene potenzielle Nistplatze fir
Gebaudebriiter oder Fledermé&use festgestellt werden, so sind mit der unteren
Naturschutzbehdrde geeignete Ausgleichsmafinahmen festzulegen.

Werden Verbotstatbestdande nach § 44 BNatSchG beriihrt, ist eine Befreiung
nach § 67 BNatSchG bei der zustandigen Naturschutzbehorde zu beantragen.
Das Risiko einer signifikanten Erhohung von Vogelschlag an Glasbauteilen ist
gemaf} § 44 Bundesnaturschutzgesetz zu vermeiden. Grundsatzlich sind grofie
Glasflachen, z.B. die iiber mehr als ein Geschoss gehen, Uber-Eck-Verglasungen
und transparente Absturzsicherungen maéglichst auszuschliefien.

Nachfolgend werden beispielhaft mogliche MaBnahmen angeregt: Zur
Vermeidung von Vogelschlag an Glasbauteilen sind vorsorglich bestimmte
gegen Vogelschlag gesicherte Glaser zu verwenden. Hierzu zdhlen u.a. Glaser
mit einem moglichst geringem Auflenreflexionsgrad (von héchstens max.
15 Prozent, je nach Scheibengroffe konnen erganzende MafRnahmen
erforderlich sein), Glasbausteine, transluzente, mattierte, eingefarbte,
bombierte oder strukturierte Glasflachen, Sandstrahlungen, Siebdrucke, farbige
Folien oder feste vorgelagerte Konstruktionen wie z.B. Rankgitterbegriinungen
oder Brise Soleil (feststehender Sonnenschutz). Abstdnde, Deckungsgrad,
Kontrast und Reflektanz sollen dem jeweils geltenden Stand der Technik
entsprechen. Sofern grof’e Glasflachen, transparente Absturzsicherungen etc.
geplant sind, ist ein mit dem Griin- und Umweltamt einvernehmlich
abgestimmtes MafSnahmenkonzept zu erstellen.

Als Bestand stiitzende Maf3nahmen wird grundséatzlich empfohlen an den
Gebauden Nisthilfen fiir Geb&udebriiter (Vogel/ Flederm&use) vorzusehen.
N&dhere Auskiinfte erteilt das Griin- und Umweltamt der Stadt Mainz.

Zur Vermeidung und Minimierung beleuchtungsbedingter Lockeffekte und
Totalverluste besonders geschiitzter und bestimmter anderer Tierarten sind fiir
die Freiflachenbeleuchtung ausschliefllich warmweify getonte LED-Lampen
(Lichttemperatur max. 3000 K) mit zum Boden abstrahlendem Licht
(Abstrahlungswinkel max. 70° zur Vertikalen) zu verwenden.

Das Griin- und Umweltamt der Stadt Mainz berat gerne bei Artenschutzfragen.

Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017
(BGBIL. 12017, S. 3634).

zuletzt gedndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27.03.2020 (BGBI. | 2020,
S. 587).

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
21.11.2017 (BGBL. 12017, S. 3786).

Verordnung iiber die Ausarbeitung der Bauleitplane und die Darstellung des
Planinhalts - (Planzeichenverordnung - PlanZV) in der Fassung vom 18.12.1990
(BGBL. I 1991, S.58), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
04.05.2017 (BGBI. 12017, S. 1057).

Gesetz (iber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz -
BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBL.| 2009, S. 2542) zuletzt gedndert durch
Artikel 1 der Verordnung vom 04.03.2020 (BGBL. 12020, S. 440).

Gesetz iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 24.02.2010 (BGBI. 12016 S. 94), zuletzt gedndert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 12.12.2019 (BGBI. | S. 2513).

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) vom
31.07.2009 (BGBI.12009, S.2585), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des
Gesetztes vom 04.12.2018 (BGBL. 1 2018, S. 2254).

Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) vom 24.11.1998 (GVBLI. 1998,
S.365), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.06.2019
(GVBI. 2019, S. 112).

Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) in der Fassung vom 31.01.1994
(GVBI. 1994, S.153), zuletzt gedandert durch Artikel 37 des Gesetzes vom
19.12.2018 (GVBI. 2018, S. 448).

Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von Natur

und Landschaft

(Naturschutzgesetz - LNatSchG) vom 06.10.2015 (GVBI. 2015, S. 283), zuletzt
gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21.12.2016 (GVBI. 2016, S. 583).

Wassergesetz fiir das Land Rheinland-Pfalz (Landeswassergesetz - LWG) vom
14.07.2015 (GVBLI. 2015, S. 127), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetztes
vom 26.11.2019 (GVBI. 2019, S. 338).

Denkmalschutzgesetz (DSchG) vom 23.03.1978 (GVBL. 1978, S.159), zuletzt
gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 03.12.2014 (GVBI. 2014, S. 245).

Hinweis:

DIN-Normen und sonstige Regelwerke

Die im Zusammenhang mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes genann-
ten DIN-Normen oder sonstigen Regelwerke zu Umweltbelangen kdnnen beim
Griin- und Umweltamt der Stadt Mainz wahrend der Dienstzeiten eingesehen

werden,

Zu weiteren genannten DIN-Normen oder sonstigen Regelwerken erteilt das
Stadtplanungsamt der Stadt Mainz entsprechend Auskunft.
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Verfahren Genehmigung
Datum
1. Aufstellungsbeschluss durch den Stadtrat gemaR § 2 Abs. 1 BauGB: 29.11.17
12.09.18
25.03.20
2. Ortsiibliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses
gemaf § 2 Abs. 1 BauGB: 15.12.17
3. Beschluss iiber die Anwendung des § 13 a BauGB: 12.09.18
4. Ortstibliche Bekanntmachung des Beschlusses tiber die Anwendung
des§ 133 BauGB: 28.09.18 Eine Genehmigung
5. Ortstibliche Bekan‘rAltmachung der Unterrichtung der Offentlichkeit: 28.09.18 gem. § 10 Abs.2 BauGB
6. Unterrichtung der Offentlichkeit geméB § 13 a Abs. 3 BauGB . ..
bzw. Aushang vom 08.10.18 ~ bis 09.11.18 durch die hohere
7. Beschluss zur 6ffentlichen Auslegung mit Begriindung Ve rwaltungsbehb'rde
gemaf § 3 Abs. 2 BauGB: 25.03.20 . ..
ist flir den Bebauungsplan
8. Ortsiibliche Bekanntmachung des Ortes und der Dauer: 30.04.20 . .
Auslegungvom 11.05.20 bis 19.06.20 nicht erforderlich
9. Beschluss zur erneuten / eingeschrankten 6ffentl. Auslegung gemaf
§ 4a Abs. 3 BauGB aufgrund der Anderung des Bebauungsplanentwurfes:
10. Ortsiibliche Bekanntmachung des Ortes und der Dauer:
erneute / eingeschrénkte Auslegung vom bis
11. Satzungsbeschluss durch den Stadtrat gemdf § 10 Abs. 1 BauGB:
12. Genehmigung der htheren Verwaltungsbehorde gemas
§ 10 Abs. 2 BauGB:
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14. Bekanntmachung des Beschlusses / der Genehmigung und
Inkrafttreten gemé&f § 10 Abs. 3 BauGB:

Bearbeiter/in Straub
Faller

Zeichner/in Neumert

Abteilungsleiter Rosenkranz

Amtsleiter

Mainz Ausgefertigt, Mainz

Beigeordnete Oberbiirgermeister

Landeshauptstadt Mainz
Stadtplanungsamt

Bebauungsplan
Satzungsbeschluss

L72

"Oberer Dorfgraben”

Landeshauptstadt
Mainz




	Pläne und Ansichten
	Bplan


